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STIMME FÜR DEMOKRATIE 
NACHHALTIGER WANDEL FÜR EIN GERECHTERES EUROPA
Die Europawahlen 2024 am 9. Juni in Österreich sind der Lackmustest für Europas Zukunft. Sie wer-
den darüber entscheiden, ob der Kontinent seinen fortschrittlichen Kurs fortsetzt oder zu den fins-
teren Zeiten der Austerität zurückkehrt. Mit der Mobilisierungsinitiative „Stimme für Demokratie“ 
rufen ÖGB und AK zur aktiven Teilnahme an dieser so wichtigen Wahl auf. Nur gemeinsam kann eine 
solidarische und gerechte EU geformt und extremistischen Tendenzen die Stirn geboten werden.

Das Jahr 2024 bringt mit den Europawah-

len am 9. Juni in Österreich eine entschei-

dende Phase. Diese Wahl markiert einen 

Wendepunkt für Europa, da sie darüber 

bestimmen wird, ob die EU ihren in vielen 

Bereichen eingeschlagenen progressiven 

Kurs weiterverfolgen oder ob sie zurück in 

die Ära der neoliberalen Wirtschafts- und 

Sozialpolitik fallen wird.  Angesichts auf-

strebender nationalistischer und rechtsex-

tremer Kräfte ist sie auch ein Lackmustest 

für die europäische Demokratie. Um die-

sem Trend entschlossen entgegenzutreten, 

starten ÖGB und AK die Mobilisierungsi-

nitiative „Stimme für Demokratie“, um am 

Wahltag möglichst viele Bürger:innen zur 

Wahlteilnahme zu bewegen. Jede Stimme 

zählt, um eine solidarische und gerechte 

EU zu gestalten und extremistischen Ten-

denzen entgegenzuwirken.

Was für Arbeitnehmer:innen 
auf dem Spiel steht

Die derzeitige Zusammensetzung des Eu-

ropäischen Parlaments hat in den vergan-

genen fünf Jahren eine vergleichsweise 

fortschrittliche Politik ermöglicht. In vielen 

wichtigen Bereichen wie z.B. bei Mindest-

löhnen, Lohntransparenz, Plattformarbeit, 

Lieferketten und dem Europäischen Grünen 

Deal hat das Parlament eine führende Rolle 

bei der Gesetzgebung gespielt. Es hat sich 

als wichtiger Unterstützer der Arbeitneh-

mer:innen und Gewerkschaften erwiesen. 

Ein europaweiter Rechtsruck hätte gravie-

rende und weitreichende Folgen für die eu-

ropäischen Bürger:innen. Er würde nicht nur 

wichtige Errungenschaften des Grünen De-

als (z.B. Verbrennerverbot ab 2035) in Frage 

stellen, sondern uns wieder zurück in die Ära 

der Sparmaßnahmen führen und bestenfalls 

einen Stillstand, wenn nicht sogar massive 

Rückschritte bei Sozial- und Klimapolitik oder 

Gleichstellung mit sich bringen. Darüber hin-

aus birgt ein möglicher Aufstieg nationalisti-

scher bis rechtsextremer Kräfte eine Bedro-

hung für die Grundfesten unserer Demokratie.  

Dieses Szenario muss verhindert werden.

Stimme für Demokratie und ein 
arbeitnehmer:innenfreundliches Europa

Um der Bedrohung von Rückschritt, Auste-

rität und Demokratieabbau entgegenzuwir-

ken, ist eine stabile progressive Mehrheit im 

EU-Parlament von entscheidender Bedeu-

tung. Ziel ist es, ein Europa zu schaffen, das 

auf gerechte Arbeitsplätze, angemessene 

Löhne, hochwertige öffentliche Dienstleis-

tungen, Gleichberechtigung und starke Ar-

beitnehmer:innenrechte setzt. Gleichzeitig 

muss der Kampf gegen die Klimakrise vor-

angetrieben werden, um anderen Weltregio-

nen als Vorbild zu dienen. Ein progressives 

Europäisches Parlament kann eine starke 

europäische Gegenmacht bilden, um dem 

Lobbyismus großer Wirtschaftskonzerne, 

der auf die Durchsetzung neoliberaler Poli-

tikmuster abzielt, wirksam zu begegnen. 

Von  
Christian Osternig
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Um diese Vision zu verwirklichen, ist eine 

breite Beteiligung an der Europawahl 2024 

von entscheidender Bedeutung. Unter dem 

Motto „Stimme für Demokratie“ haben ÖGB 

und AK eine Mobilisierungsinitiative ins Leben 

gerufen, um die Menschen in Österreich dazu 

zu ermutigen, am 9. Juni ihre Stimme abzu-

geben. Jede abgegebene Stimme trägt dazu 

bei, eine gerechtere und solidarischere EU zu 

schaffen und die Demokratie gegen autoritäre 

und extremistische Tendenzen zu stärken.

Durch Informationsbroschüren, zahlreiche 

Diskussionsveranstaltungen1, eine ziel-

gruppenorientierte Homepage2 und weitere 

Kommunikationsmaßnahmen soll den Bür-

ger:innen die Bedeutung einer hohen Wahl-

beteiligung vermittelt und dazu beigetragen 

werden, eine gerechtere und solidarischere 

EU zu schaffen. Damit soll auch der gras-

sierenden Verunsicherung durch diverse 

EU-Mythen, bewusst gestreuten Falschmel-

dungen bis hin zu Verschwörungstheorien 

begegnet werden.

Vision Europa: Fünf Wege in 
eine gerechte Zukunft

Träumen wir nicht alle von einem Europa, 

in dem Freiheit, Frieden und Fairness herr-

schen? Ein Europa, das nicht nur redet, son-

dern auch handelt – indem es die Säule so-

zialer Rechte verwirklicht, den ökologischen 

Umbau vorantreibt und sich dem Einfluss 

mächtiger Lobbyist:innen entgegenstellt. 

Ein Europa, das Lohn- und Sozialdumping 

bekämpft, den Binnenmarkt auf die Bedürf-

nisse der arbeitenden Menschen und Ver-

braucher:innen ausrichtet und glaubwürdige 

Klima- und Nachhaltigkeitsabkommen vor-

antreibt, während es die Länder des Globa-

len Südens auf gleicher Augenhöhe einbe-

zieht. Ein Europa, in dem das Europäische 

Parlament als Vertretung der Bürger:innen 

die bestimmende Kraft ist und auf die Inter-

essen der Arbeitnehmer:innen und ihre Ver-

treter:innen hört, statt den Forderungen von 

Lobbyisten nachzugeben.

Auf dieser Vision basierend zeichnet die ge-

meinsame ÖGB und AK Initiative „Stimme 

für Demokratie“ fünf Wege für die kom-

mende Legislaturperiode des Europäischen 

Parlaments vor.  

1.  Das EU­Parlament als unsere Stimme 
für einen ökologischen Umbau für alle
Europa steht an einem entscheidenden Wen-

depunkt in seinem Bemühen, die Klimakrise 

zu bewältigen. Die zunehmenden extremen 

Wetterereignisse verursachen bereits Milliar-

denschäden, und die Kosten des Nichthan-

delns werden für kommende Generationen 

exponenziell steigen. Ein effektiver ökologi-

scher Umbau der europäischen Wirtschaft 

ist daher unumgänglich. Dies erfordert einen 

richtigen Mix aus Reformen und Investitionen, 

um einen schnellen und gerechten Übergang 

zur Klimaneutralität zu erreichen. 

Die EU hat mit dem europäischen Grünen 

Deal ein ambitioniertes Ziel festgelegt: Eu-

ropa soll bis 2050 klimaneutral sein. Dies 

bedeutet, dass sämtliche Sektoren, darun-

ter Produktion, Energieversorgung, Verkehr, 

Landwirtschaft und Gebäude, auf Klimaneut-

ralität umgestellt werden müssen. Ein zentra-

ler Bestandteil dieses Wandels sind massive 

private und öffentliche Investitionen in er-

neuerbare Energien, Gebäudesanierung und 

klimaneutrale Mobilität. Schätzungen zeigen, 

dass dafür jährlich zusätzliche Investitionen 

von rund 400 Milliarden Euro erforderlich sind, 

wofür ein größerer finanzieller Spielraum der 

Mitgliedstaaten sowie verstärkte Mittel von-

seiten der EU notwendig sind.

Es ist von essenzieller Bedeutung, dass der 

Übergang zu einer klimaneutralen Wirtschaft 

Eine stabile 
progressive 
Mehrheit im 

EU­Parlament 
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Stimme für Demokratie: Nachhaltiger Wandel für ein gerechteres Europa
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und Gesellschaft sozial gerecht gestaltet 

wird. Dies erfordert eine aktive Rolle der öf-

fentlichen Hand, angemessene soziale Si-

cherungen und die Schaffung hochwertiger 

Arbeitsplätze. Zentral dabei sind EU-weite 

Bildungs- und Qualifizierungsinitiativen, um 

sicherzustellen, dass Arbeitnehmer:innen 

über die erforderlichen Fähigkeiten verfügen.

Europa steht auch im globalen Wettlauf um 

die Vorherrschaft bei den Schlüsseltechno-

logien für eine digitale und klimaneutrale 

Wirtschaft. Die USA und China investieren 

massiv in grüne Produktion und Wertschöp-

fung vor Ort. Europa begegnet dieser He-

rausforderung mit dem grünen Industrieplan, 

der darauf abzielt, bis 2030 40 % des Be-

darfs an grünen und sauberen Technologien 

in Europa selbst zu produzieren.

In der kommenden Legislaturperiode muss 

Europa diesen Weg weiterverfolgen und 

gleichzeitig seine Grundlagen stärken, wie 

eine gut ausgebaute Daseinsvorsorge, einen 

starken Sozialstaat und eine aktive Mitbe-

stimmung der Arbeitnehmer:innen. Beson-

ders in Bereichen wie Wasser, Energie, Ge-

sundheit und Wohnen können freie Märkte 

nicht alle Probleme lösen. Es bedarf eines 

starken Engagements des Staates, um den 

dringend notwendigen ökologischen Um-

bau bewältigen zu können.

Eine umfassende und sozial gerechte Mo-

bilitätswende ist ebenfalls von großer Be-

deutung. Der Ausbau des öffentlichen Ver-

kehrs, insbesondere der Bahnverkehr, steht 

dabei im Fokus. Es ist wichtig, den negati-

ven Einfluss von Liberalisierung und Spar-

maßnahmen auf den öffentlichen Verkehr zu 

vermeiden und ein starkes, arbeitnehmer:in-

nenfreundliches Europäisches Parlament 

zu unterstützen, das sich für eine EU-weite 

Verbesserung des Bahnverkehrs einsetzt 

und eigenmächtigen Marktöffnungsplänen 

der EU-Kommission konsequent entgegen-

tritt.

2.  Das EU­Parlament als unsere Stimme 
für einen starken Wohlfahrtsstaat 

Das europäische Wohlfahrtssystem ist das 

Rückgrat unserer Demokratie und bildet die 

Grundlage für eine gerechtere Gesellschaft. 

Um dieses Fundament zu festigen, muss ent-

schieden für gute Arbeitsbedingungen einge-

standen sowie die wachsende Ungleichheit 

bekämpft werden. In der vergangenen Legis-

laturperiode hat das Europäische Parlament 

bedeutende Initiativen unterstützt, darunter 

die Einführung einer Mindestlohn-Richtli-

nie und die Verbesserung der Rechte von 

Plattformbeschäftigten. Eine hohe Wahlbe-

teiligung bei den Wahlen zum Europäischen 

Parlament ist von zentraler Bedeutung, um 

sicherzustellen, dass die Interessen der Ar-

beitnehmer:innen und der Gesellschaft ins-

gesamt gehört und vertreten werden. 

Die EU hat sich zum Ziel gesetzt, Mindest-

standards im Arbeitsrecht festzulegen und 

Diskriminierung in all ihren Formen zu be-

kämpfen. Dies ist ein wichtiger Schritt hin 

zu einer gerechteren Gesellschaft. In der 

kommenden Legislaturperiode stehen wei-

tere wichtige Aufgaben an, darunter die 

Stärkung der Gleichstellung und der Schutz 

sozialer Absicherungen. Eine angemessene 

soziale Absicherung ist von essenzieller Be-

deutung, um den Menschen in Zeiten von 

Krankheit, Arbeitslosigkeit und im Alter Si-

cherheit zu bieten.

Europa muss führend sein im Angebot fair 

bezahlter Jobs und der Gewährleistung so-

zialer Absicherung für alle seine Bürger:in-

nen. Dies erfordert ausreichende finanzielle 

Mittel und die Vermeidung von Kürzungspo-

litiken, die die soziale Sicherheit gefährden. 

Es ist an der Zeit, dass Europa seine Ver-

Stimme für Demokratie: Nachhaltiger Wandel für ein gerechteres Europa
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pflichtung gegenüber seinen Bürger:innen 

erfüllt und sicherstellt, dass Armut nur noch 

ein Thema für die Geschichtsbüchern ist.

3.  Das EU­Parlament als unsere  
Stimme gegen schmutzige Geschäfte 
im Binnenmarkt

Der EU-Binnenmarkt wird von wirtschaftli-

chen Interessen angetrieben, doch es be-

darf weiterer Maßnahmen zum Schutz der 

Arbeitnehmer:innen. Obwohl bereits Fort-

schritte erzielt wurden, wie die Erleichterung 

des Studiums oder Arbeitens in anderen 

EU-Ländern und erschwinglicheres Tele-

fonieren im EU-Ausland, gibt es weiterhin 

einen schädlichen Wettbewerb um die nied-

rigsten Standards und grenzüberschreiten-

des Lohn- und Sozialdumping. Die Wahlen 

zum Europäischen Parlament werden darü-

ber entscheiden, ob die EU sich dem Ein-

fluss der Lobbyisten entgegenstellt und an-

gemessene Maßnahmen ergreift. Die unglei-

che Bezahlung ausländischer Arbeitskräfte 

in Österreich im Vergleich zu ihren öster-

reichischen Kolleg:innen ist seit jeher eine 

Schattenseite des liberalisierten Binnen-

marktes und setzt letztendlich auch öster-

reichische Arbeitnehmer:innen unter Druck. 

Die fortwährende Ignoranz bezüglich Lohn- 

und Sozialdumpings seitens der EU-Eliten 

hat bereits die Osterweiterung erschwert und 

zum BREXIT beigetragen. Zudem verhindert 

sie derzeit ein solides Abkommen zwischen 

der EU und der Schweiz. Das kommende Eu-

ropäische Parlament ist dazu aufgerufen, ak-

tiv an der Lösung des Problems der unfairen 

Bezahlung im Binnenmarkt mitzuwirken.

eu-wahl.at Eine Initiative von

Geh 
wählen!

EU-Wahl 
9. Juni

Schalt dich
auf laut!

Stimme für Demokratie: Nachhaltiger Wandel für ein gerechteres Europa
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Unternehmensvertreter:innen versuchen zu-

nehmend, sich unter Verweis auf Plattitüden 

wie der „Besseren Rechtsetzung“ und dem 

„Bürokratiemonster Brüssel“ vielen Ver-

pflichtungen zu entziehen, die jedoch für die 

Allgemeinheit von hohem Nutzen sind. Kon-

sument:innenschutzbestimmungen sind ein 

Beispiel dafür, da sie gegen unlautere Un-

ternehmen vorgehen, die Verbraucher:innen 

benachteiligen. Ebenso sind Bilanzierungs-

regeln entscheidend, um potenzielle Prob-

leme bei Unternehmen frühzeitig zu erken-

nen, wie aktuelle Beispiele aus der österrei-

chischen Immobilienbranche verdeutlichen.

Der EU-Binnenmarkt hat sich in verschiede-

nen Krisen, wie der Finanzkrise, der Pande-

mie und der Energiekrise, als wenig krisen-

resistent erwiesen. Eine Neuausrichtung ist 

dringend erforderlich. Im Bereich des Kon-

sument:innenschutzes müssen entschlos-

sene Maßnahmen ergriffen werden, um 

unfairer Praktiken im Internet Einhalt zu ge-

bieten. Im Steuerbereich sollten wichtige In-

itiativen zur Steuergerechtigkeit fortgesetzt 

werden, sei es durch die Bekämpfung von 

Steuerschlupflöchern oder durch eine faire 

Besteuerung von Digitalkonzernen.

4.  Das EU­Parlament als unsere  
Stimme für eine gerechte globale  
Zusammenarbeit

In einer von Krisen gezeichneten Welt 

braucht es Antworten, die den Herausforde-

rungen des 21. Jahrhunderts angemessen 

begegnen. Die EU kann einen entscheiden-

den Beitrag leisten, um eine gerechtere und 

nachhaltigere globale Wirtschaft zu fördern. 

Dazu ist es unerlässlich, genauer auf die 

Arbeitsbedingungen und Produktionsstan-

dards bei global gehandelten Waren zu ach-

ten. Das EU-Lieferkettengesetz ist ein wich-

tiger Schritt in diese Richtung: Es verlangt 

von großen Unternehmen die Überwachung 

der Einhaltung von Menschenrechts- und 

Umweltstandards entlang ihrer Wertschöp-

fungsketten sowie die Haftung gegenüber 

Geschädigten. Obwohl einige Mitgliedstaa-

ten versuchten, das Gesetz zu Fall zu brin-

gen, haben letzten Endes die Stimmen der 

Vernunft gesiegt. 

Handelsabkommen wie EU-Mercosur und 

EU-Chile dienen vorrangig den Interessen 

großer Konzerne und stehen den Klima-

zielen der EU im Weg. Diese Abkommen 

vernachlässigen die Rechte von Konsu-

ment:innen und Arbeitnehmer:innen und 

behindern die Gewerkschaftsarbeit. Es ist 

an der Zeit, veraltete Handelspolitik durch 

Klima- und Nachhaltigkeitsabkommen zu 

ersetzen, die soziale und ökologische Ziele 

in den Vordergrund stellen.

Für den Strukturwandel der europäischen 

Wirtschaft sind kritische Rohstoffe und In-

dustriegüter aus dem Globalen Süden un-

verzichtbar. Fragen eines fairen Übergangs 

dürfen nicht auf Europa oder wenige reiche 

Industriestaaten beschränkt sein, sondern 

stellen sowohl eine soziale als auch eine 

globale Herausforderung dar. Es bedarf 

neuer Partnerschaften, die in Zusammenar-

beit mit Gewerkschaften weltweit gerechte 

Wirtschafts- und Arbeitsbeziehungen för-

dern, um den notwendigen Wandel unserer 

Wirtschaft zu ermöglichen und die Lebens-

grundlagen aller zu schützen.

5.  Das EU­Parlament als unsere  
Stimme für Demokratie

Die Europawahlen sind von entscheidender 

Bedeutung, um die Demokratie zu stärken 

und die Interessen der Arbeitnehmer:innen 

zu fördern. Es ist unerlässlich, dass bezahlte 

Lobbyisten, Antidemokraten und neolibe-

rale Technokraten nicht die Zukunft der EU 

und ihrer Bürger:innen bestimmen. Eine 

Die EU­Wahlen 
am 9. Juni in 

Österreich sind 
die zentrale 

Weichenstel­
lung für die Zu­
kunft Europas. 
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bürgernähere und handlungsfähigere EU ist 

dringend erforderlich, möglicherweise durch 

Änderungen der EU-Verträge. Das Europäi-

sche Parlament sollte als die maßgebliche 

Institution in der EU fungieren, die Gesetze 

initiiert und andere einflussreiche Organe 

wie die EU-Kommission oder den Europäi-

schen Gerichtshof ernennen kann. 

Eine Stärkung der Demokratie erfor-

dert auch mehr Transparenz und weniger 

Blockaden seitens des Rates der EU, ins-

besondere im Bereich der Steuerpolitik. Um 

sicherzustellen, dass die Bürger:innen das 

Sagen haben, wird es entscheidend sein, 

die Macht der Unternehmenslobbys einzu-

dämmen und die Rolle der Gewerkschaften 

zu stärken. Eine demokratischere EU ist we-

niger anfällig für Erpressungsversuche und 

kann international überzeugender auftreten.

Um die angestrebte Erweiterung der EU er-

folgreich umzusetzen, sind entsprechende 

Vorkehrungen und ein solides soziales Fun-

dament in allen potenziellen Kandidatenlän-

dern unerlässlich. Die Stärkung der Gewerk-

schaften spielt dabei eine zentrale Rolle.

Schalten wir uns auf Laut! 
Unsere Stimme für Europa

Die bevorstehenden Europawahlen bieten 

eine einzigartige Gelegenheit, die Zukunft 

Europas maßgeblich mitzugestalten. Eine 

stärkere demokratische Beteiligung der Bür-

ger:innen ist essenziell, um eine gerechtere 

und widerstandsfähigere EU zu schaffen. 

Dies erfordert die Eindämmung der Ein-

flussnahme von Unternehmenslobbys und 

eine Stärkung der Mitbestimmungsmög-

lichkeiten der Gewerkschaften. Eine demo-

kratischere EU kann die Interessen der Bür-

ger:innen besser vertreten und die Union 

weniger anfällig für Druck von autoritären 

Regimen machen.

Zusätzlich sind eine sozial gerechte Wirt-

schaftspolitik und ein nachhaltiger ökologi-

scher Umbau der europäischen Wirtschaft 

von entscheidender Bedeutung. Dies erfor-

dert eine Neuausrichtung der Handels- und 

Wirtschaftspolitik sowie konkrete Maßnah-

men zur Förderung von grünen Technolo-

gien und sozialen Absicherungen. Nur durch 

ein koordiniertes Vorgehen auf europäischer 

Ebene können die Herausforderungen des 

Klimawandels und der sozialen Ungleichheit 

wirksam angegangen werden.

Eine demokratischere EU kann nicht nur ihre 

Glaubwürdigkeit im internationalen Kontext 

stärken, sondern auch ihre Handlungsfähig-

keit erweitern. Dies ist besonders relevant 

im Hinblick auf eine mögliche Erweiterung 

der EU und die Festigung des sozialen Fun-

daments in potenziellen Kandidatenländern.

Insgesamt sind die Europawahlen am 9. 

Juni in Österreich die zentrale Weichen-

stellung für die Zukunft Europas. Indem wir 

Bürger:innen Europas aktiv an den Wahlen 

teilnehmen und unsere Stimme erheben, 

können wir dazu beitragen, eine gerech-

tere, demokratischere und nachhaltigere 

EU aufzubauen. Es liegt an uns, die Zukunft 

Europas mitzugestalten und sicherzustellen, 

dass sie den Interessen der Bürger:innen 

gerecht wird. Schalten wir uns auf Laut und 

erheben unsere Stimme für Europa!

Christian Osternig, AK Wien
christian.osternig@akwien.at

1 Klima, Klasse & Europa: Schafft die EU den sozialökologischen Umbau – Eine Diskussion im Vorfeld der Europawahlen; EU-Wahlen 
2024: Eine Richtungsentscheidung für Europa – Podiumsdiskussion mit österreichischen Kandidat:innen für die Wahlen zum Europäi-
schen Parlament, abgerufen am 29.4.2024.

2  Zur Homepage „Stimme für Demokratie“: https://www.oegb.at/eu-wahl, abgerufen am 29.4.2024.  
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EDITORIAL 
Die Europäische Union und große Teile der Welt sind nun schon seit 
geraumer Zeit geprägt von Krisen. Aber wie ist es zu den Problemen ge-

kommen, vor denen wir heute stehen? Und wie lassen sie sich lösen? Die 

neue Ausgabe des EU-Infobriefs greift einige Themenfelder auf, um diesen 

Fragen nachzugehen.

In den ersten beiden Beiträgen informieren wir über kritische Infrastruktu-

ren sowie über das sogenannte „Regulatory Scrutiny Board“ und zeigen 

dabei auf, wie es überhaupt erst zu den strukturellen Problemen kommt, 

mit denen die EU zu kämpfen hat. Warum es am EU-Binnenmarkt entge-

gen der Feierlaune von Wirtschaftsvertreter:innen nicht wirklich Grund zum 

Jubeln gibt, analysiert der dritte Artikel. Wieder einmal in einer handfesten 

Krise befindet sich der Bankensektor wie ein weiterer Beitrag darstellt. Drei 

weitere Artikel – zu den kritischen Rohstoffen, zum Lieferkettengesetz und 

zum REPowerEU-Programm im Zuge der Energiewende – zeigen einerseits 

die Problematik in verschiedenen Sektoren, aber auch Lösungsansätze auf. 

Leider noch kein Ende gefunden hat der Angriffskrieg Russlands auf die 

Ukraine. Wie es den ukrainischen Gewerkschaften in dieser Situation geht, 

beschreibt ein weiterer Artikel in dieser Ausgabe. In dieser Ausgabe eben-

falls enthalten ist ein Beitrag zum Mercosur-Handelsabkommen. Eine Buch-

rezension zum „herrschaftlichen Geltungskonsum“ rundet das Bild zu der 

neuen EU-Info brief-Ausgabe ab.
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